
  

 

 
 

 Seite 1/11  
 

  

 

26. November 2015 

 

Erläuterungsbericht zur Revision der Nationalbankverordnung 
vom 26. November 2015 
 

Am 1. Januar 2016 treten das Bundesgesetz über die Finanzmarktinfrastrukturen und das 
Marktverhalten im Effekten- und Derivatehandel (Finanzmarktinfrastrukturgesetz, FinfraG) 
und die Verordnung über die Finanzmarktinfrastrukturen und das Marktverhalten im Effek-
ten- und Derivatehandel (Finanzmarktinfrastrukturverordnung, FinfraV) in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt treten die Änderungen zu Artikel 19 ff. des Nationalbankgesetzes (NBG) in 
Kraft, welche die gesetzliche Grundlage für die Überwachung der systemisch bedeutsamen 
Finanzmarktinfrastrukturen durch die Nationalbank bilden. 

Vor diesem Hintergrund revidiert die Nationalbank die im 4. Kapitel der Nationalbankverord-
nung (NBV) aufgeführten Ausführungsbestimmungen zur Überwachung von Finanzmarktinf-
rastrukturen. Dieser Bericht erläutert die Revision der Nationalbankverordnung vom 26. No-
vember 2015. Für Bestimmungen, die nicht geändert werden, haben die erläuternden Kom-
mentare zur Nationalbankverordnung vom 18. März 2004 und zur Revision der Nationalbank-
verordnung vom 10. Juni 2013 weiterhin Gültigkeit. 

Dieser Bericht fasst in Kapitel 1 die Ziele der Revision zusammen und erläutert in den Kapi-
teln 2 und 3 die Änderungen. 

 

1.  Ziele der Revision 
Mit der Revision der NBV bringt die Nationalbank die Ausführungsbestimmungen für die 
Überwachung von systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen (Zahlungssysteme, 
Zentralverwahrer und zentrale Gegenparteien) in Einklang mit den neuen bzw. geänderten ge-
setzlichen Grundlagen im FinfraG und im NBG sowie mit den Ausführungsbestimmungen in 
der FinfraV.  
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Gleichzeitig nimmt die Nationalbank die Revision der NBV zum Anlass, einige besondere 
Anforderungen für systemisch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen zu präzisieren. Dabei 
verfolgt die Nationalbank weiterhin das Ziel, die internationalen Standards – insbesondere die 
CPMI-IOSCO Principles for Financial Market Infrastructures (CPMI-IOSCO PFMI) – umzu-
setzen und die Äquivalenz mit relevanten ausländischen Regelungen – namentlich die Euro-
pean Market Infrastructure Regulation (EMIR) für zentrale Gegenparteien und die Central 
Securities Depository Regulation (CSDR) für Zentralverwahrer in der EU – sicherzustellen. 
Besteht ein Interpretationsspielraum sind für die Auslegung der besonderen Anforderungen in 
der NBV die CPMI-IOSCO PFMI sowie Titel IV und V von EMIR, die CSDR sowie die diesbe-
züglichen technischen Standards heranzuziehen. In Bezug auf das Management der operationellen 
Risiken (Artikel 32 NBV), der Informationssicherheit (Artikel 32a NBV) und der Geschäftskonti-
nuität (Artikel 32b NBV) können allenfalls auch Industriestandards für die Interpretation herange-
zogen werden (z.B. ISO-Standards).  

 

2.  Wichtigste Änderungen 
2.1.  Aufhebung und Einschränkung des Geltungsbereichs von beson-

deren Anforderungen  
Das FinfraG führt eine Bewilligungspflicht und Bewilligungsvoraussetzungen sowie Pflichten 
für Finanzmarktinfrastrukturen ein. Verschiedene besondere Anforderungen, die bisher in der 
NBV aufgeführt waren, werden in das FinfraG oder die FinfraV überführt. Um Doppelspurig-
keiten zu vermeiden, sind diese Anforderungen in der NBV aufzuheben bzw. ist der Geltungs-
bereich dieser Anforderungen zu beschränken. 

Aufhebung von besonderen Anforderungen und weiteren Regelungen 

Besondere Anforderungen für systemisch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen1 werden in 
der NBV aufgehoben, wenn sie neu Teil der Bewilligungsvoraussetzungen und Pflichten im 
FinfraG bzw. FinfraV sind und sofern die Finanzmarktinfrastrukturen, auf welche die Bewilli-
gungsvoraussetzungen und Pflichten Anwendung finden, dem FinfraG unterstehen. 

FinfraG bzw. FinfraV regeln auch gewisse verfahrensrechtliche Aspekte der Überwachung 
von systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen durch die Nationalbank. Diese Re-
gelungen, die bisher in der NBV aufgeführt waren, können in der NBV ebenfalls aufgehoben 
werden. 

Tabelle 1 fasst zusammen, welche Artikel von der NBV in das FinfraG bzw. die FinfraV 
überführt und deshalb in der NBV aufgehoben werden.  

 

 
 

1 Der Begriff der «systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen» gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h NBV umfasst nur Zah-
lungssysteme, Zentralverwahrer (Effektenabwicklungssysteme und zentrale Verwahrungsstellen) und zentrale Gegenparteien. Der Begriff 
der «Finanzmarktinfrastruktur» gemäss FinfraG ist hingegen weiter gefasst und umfasst auch Börsen, multilaterale Handelssysteme und 
Transaktionsregister (vgl. Artikel 2 Buchstabe a FinfraG). 
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Tabelle 1 – Aufgehobene NBV-Artikel und die entsprechenden FinfraG- und FinfraV-Artikel 

NBV (Stand vom 10. März 2015) FinfraG-Artikel FinfraV-Artikel 

19(4-5) – Verfahren  25(2) - 

20(1) – Kriterien für systemisch bedeutsame 
Finanzmarktinfrastrukturen 

22(1) - 

20a – Kriterien für systemisch bedeutsame 
Geschäftsprozesse 

22(2) -  

21 – Befreiung von der Einhaltung der Min-
destanforderungen 

23(4) - 

22(3-4) – Unternehmensführung und Organi-
sation 

8, 9 8, 9, 45(1) 

22a(5) – Verwaltungsrat, Geschäftsführung 
und interne Revision 

8, 9 8, 9 

22b(2-3) – Dokumente und Aufbewahrung 19 - 

23a(1f und h) – Transparenz  21 19(f und h) 

24b – Trennung und Übertragbarkeit 54, 55, 69 51 

25c(3-4) – Zentrale Verwahrungsstellen 62(2-3) - 
 

Einschränkung des Geltungsbereichs von besonderen Anforderungen  

Nicht alle systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen unterstehen der Bewilligungs-
pflicht gemäss FinfraG und der Aufsicht durch die FINMA. Beispielsweise fällt das syste-
misch bedeutsame Zahlungssystem Swiss Interbank Clearing, das im Auftrag der National-
bank durch die SIX Interbank Clearing AG betrieben wird, unter die Ausnahmeregelung von 
Artikel 4 Absatz 3 FinfraG. Anforderungen, die in das FinfraG bzw. die FinfraV überführt 
werden, aber weiterhin auch für jene systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen 
Geltung haben sollen, die nicht der Bewilligungspflicht unterstehen, müssen weiterhin auch in 
der NBV aufgeführt sein. Jedoch ist der Geltungsbereich dieser Anforderungen auf diese Fi-
nanzmarktinfrastrukturen zu beschränken. Diese Einschränkung des Geltungsbereichs erfolgt 
durch Artikel 21a NBV.  

Tabelle 2 fasst zusammen, für welche NBV-Artikel der Geltungsbereich eingeschränkt wird 
und wo sich die entsprechenden Anforderungen im FinfraG bzw. in der FinfraV finden. 
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Tabelle 2 – NBV-Artikel mit eingeschränktem Geltungsbereich und die entsprechenden Fin-
fraG- und FinfraV-Artikel 

NBV (Stand vom 10. März 2015) FinfraG-Artikel FinfraV-Artikel 

22(1-2) – Unternehmensführung und Organisa-
tion 

8, 9 8, 9 

22a(1-4) – Verwaltungsrat, Geschäftsführung 
und interne Organisation 

8, 9 8, 9 

22b(1) – Dokumentation und Aufbewahrung 19 - 

23a – Transparenz  21 19 

24(1-3) – Zugang und Ausschluss 18 17 

25 – Zahlungsmittel 50, 65 68 

25a – Finalität  62 66(2) 

25b – Finanzmarktinfrastrukturen für die Ab-
wicklung wechselseitiger Verpflichtungen 

50, 65 47, 55, 68(3) 

26 – Aufrechterhaltung und Beendigung syste-
misch bedeutsamer Geschäftsprozesse 

24 20, 21 

27(3) – Grundsätze des Risikomanagements  8(3) 9(3) 

30(2) – Management der Verwahrungs- und An-
lagerisiken 

49, 64 46(4), 54(4) 

31 – Management der allgemeinen Geschäftsri-
siken 

51, 66 48, 56, 69 

32d  – Auslagerung  11 11, 12 

33 – Management der Risiken aus indirekter 
Teilnahme 

8(3) 9(4) 

36(1h) – Berichterstattungs- und Informations-
pflicht 

24 20, 48(5), 56(2) 

 

2.2.  Änderungen von besonderen Anforderungen 
Die Nationalbank nimmt die vorliegende Revision zum Anlass, einige besondere Anforderun-
gen an systemisch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen anzupassen, damit sie mit den rele-
vanten internationalen Standards und ausländischen Rechtssetzungen übereinstimmen. Diese 
Anpassungen sind erforderlich, weil die Schweizer Finanzmarktinfrastrukturen für ihre grenz-
überschreitenden Tätigkeiten gegenüber ausländischen Behörden vermehrt den Nachweis er-
bringen müssen, dass sie in der Schweiz einer äquivalenten Regulierung, Aufsicht und Über-
wachung unterstehen. Der Anpassungsbedarf besteht deshalb, weil verschiedene ausländische 
Regelungen zum Zeitpunkt der letzten Revision der Nationalbankverordnung im Juni 2013 
erst im Entstehen begriffen waren. Ein Beispiel ist die Gewährung von Erleichterungen bei 
der Berechnung der Einschusszahlungen einer zentralen Gegenpartei (Artikel 28c Absatz 1 
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und 2 NBV), die sich auch im EU-Recht in den technischen Regulierungsstandards zu EMIR 
finden.  

2.3.  Terminologische und verfahrenstechnische Anpassungen  
Um die Kompatibilität mit dem FinfraG und der FinfraV sowie den geänderten Artikeln 19 ff. 
NBG sicherzustellen, müssen in der NBV verschiedene Begriffe und verfahrenstechnische 
Aspekte angepasst werden (vgl. beispielsweise Artikel 2 NBV und Artikel 19 NBV).  

2.4.  Zuständigkeiten in der Aufsicht und Überwachung   
Für die Überwachung der Einhaltung der besonderen Anforderungen ist die SNB zuständig. 
Geht sie bei den in Artikel 23 Absatz 2 FinfraG abschliessend aufgezählten Regelungsgegen-
ständen über die grundsätzlich vorgesehenen Regelungen hinaus, so obliegt die Überwa-
chung der Einhaltung der entsprechenden Anforderungen der SNB (vgl. die Botschaft zu Art. 
83 FinfraG). Dies ist bspw. der Fall beim Regelungsgegenstand der Geschäftskontinuität, wo-
nach die systemisch bedeutsamen Geschäftsprozesse innerhalb der maximalen Zeitspanne von 
zwei Stunden wiederhergestellt sein müssen (Art. 32b Abs. 3 NBV gegenüber Art. 14 Abs. 2 
FinfraV), oder bei den Stressszenarien, die den Ausfall zweier Teilnehmer zu berücksichtigen 
haben (Art. 28b Abs. 3 und 29 Abs. 3 Bst. b NBV gegenüber Art. 49 Abs. 2 Bst. c und 52 
Abs. 1 Bst. a FinfraG). Die SNB und die FINMA informieren einander sowie die Betroffenen 
jeweils vorgängig über den Umfang ihrer geplanten Überwachungs- und Aufsichtsmassnah-
men und teilen einander die festgestellten Sachverhalte und die daraus gezogenen Schlussfol-
gerungen mit. Dadurch sollen Überlappungen der Überwachungs- und Aufsichtstätigkeit ver-
mieden werden, insbesondere sollen bei den Betroffenen nicht zwei praktisch identische Prü-
fungen durchgeführt werden. Die beiden Behörden sollen sich soweit möglich auf Informatio-
nen abstützen, welche bereits von der anderen Behörde (oder einer Prüfgesellschaft) erhoben 
wurden. 

3.  Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 

Artikel 1 Zweck 
Der Zweck wird dahingehend präzisiert, dass sich die Überwachung der Nationalbank auf 
systemisch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen beschränkt (Buchstabe c). Diese Formu-
lierung entspricht der Änderung in Artikel 19 Absatz 1 NBG.  

Artikel 2 Begriffe 
Sofern möglich wird für die Begriffe auf Definitionen im FinfraG verwiesen. Der Begriff des 
«Effektenabwicklungssystems» fällt neu unter den Oberbegriff des «Zentralverwahrers» (vgl. 
Artikel 61 Absatz 1 FinfraG). Zudem wird in Buchstabe q der Verweis auf die Eigenmittel-
verordnung (ERV) nachgeführt.  
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Keine Änderung erfolgt beim Begriff der «systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastruktu-
ren» gemäss NBV Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h NBV. Dieser umfasst weiterhin nur syste-
misch bedeutsame Zahlungssysteme, Zentralverwahrer (Effektenabwicklungssysteme und 
zentrale Verwahrungsstellen) und zentrale Gegenparteien. Dabei gilt zu beachten, dass der 
Begriff der «Finanzmarktinfrastruktur» gemäss Artikel 2 Buchstabe a FinfraG weiter gefasst 
ist und sämtliche Zahlungssysteme, Zentralverwahrer und zentrale Gegenparteien sowie Bör-
sen, multilaterale Handelssysteme und Transaktionsregister umfasst. 

Artikel 3 Gegenstand 
Terminologische Nachführung in Buchstabe b.  

Artikel 18 Offenlegungspflicht 
Die Bestimmungen zur Offenlegungspflicht bleiben bis auf begriffliche Anpassungen unver-
ändert.  

Artikel 19 Verfahren 
Gestützt auf Artikel 25 Absatz 2 FinfraG stellt die Nationalbank die systemische Bedeutsam-
keit einer Finanzmarktinfrastruktur zwingend durch Verfügung fest. Die bisherigen Absätze 4 
und 5 von Artikel 19 werden daher hinfällig und werden aufgehoben. Weiterhin gibt die Nati-
onalbank der betroffenen Finanzmarktinfrastruktur Gelegenheit zur Stellungnahme und hört – 
sofern es sich um eine bewilligungspflichtige Finanzmarktinfrastruktur gemäss Artikel 4 Fin-
fraG handelt – die FINMA an. 

Für Finanzmarktinfrastrukturen, die bereits vor Inkrafttreten der revidierten NBV von der Na-
tionalbank als systemisch bedeutsam bezeichnet wurden, verzichtet die Nationalbank auf eine 
erneute Feststellung der systemischen Bedeutsamkeit. Das gleiche gilt für die Feststellung der 
systemisch bedeutsamen Geschäftsprozesse. 

Artikel 20 Kriterien für systemisch bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen 
Absatz 1 kann aufgehoben werden, da die Kriterien neu in Artikel 22 Absatz 1 FinfraG gere-
gelt sind. In Absatz 2 werden die Begriffe nachgeführt und bezüglich Buchstabe d wird präzi-
siert, dass die Anzahl, der Nominalwert und die Emissionswährung von verwahrten oder ver-
walteten Finanzinstrumenten als Kriterium heranzuziehen sind. Der Hinweis auf die verwalte-
ten Finanzinstrumente berücksichtigt, dass auch so genannte Tri-party Agents als systemisch 
bedeutsame Finanzmarktinfrastrukturen bezeichnet werden können (vgl. Botschaft zum Fi-
nanzmarktinfrastrukturgesetz, BBl 2014 7548).  

Artikel 20a Kriterien für systemisch bedeutsame Geschäftsprozesse 
Der Artikel kann aufgehoben werden, weil sich die Regelung neu in Artikel 22 Absatz 2 Fin-
fraG befindet.  
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Artikel 21 Befreiung von der Einhaltung von besonderen Anforderungen 
Der Artikel kann aufgehoben werden, weil sich die Regelung neu in Artikel 23 Absatz 4 Fin-
fraG befindet.  

Im Hinblick auf die Befreiung einer ausländischen systemisch bedeutsamen Finanzmarktinf-
rastruktur von der Einhaltung der besonderen Anforderungen berücksichtigt die Nationalbank, 
ob die Regulierung, Aufsicht und Überwachung in der massgebenden Jurisdiktion gleichwer-
tig zu jener in der Schweiz ist. Relevant ist dafür die Gesamtheit der einschlägigen Bestim-
mungen in FinfraG, FinfraV und NBV. Für die Beurteilung stützt sich die Nationalbank wenn 
möglich auf Abklärungen von Dritten, beispielsweise auf Abklärungen der FINMA im Zu-
sammenhang mit den Anerkennungsverfahren, auf Assessments des Internationalen Wäh-
rungsfonds im Rahmen des Financial Sector Assessment Program oder auf Assessments von 
CPMI-IOSCO im Rahmen des PFMI Standards Implementation Monitoring. 

Artikel 21a Geltungsbereich der besonderen Anforderungen 
Mit Einführung des neuen Artikels 21a NBV wird der Geltungsbereich verschiedener beson-
derer Anforderungen auf diejenigen systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen ein-
geschränkt, welche nicht der Bewilligungspflicht und der Aufsicht durch die FINMA im 
Sinne von Artikel 4 FinfraG unterstehen (vgl. dazu die Ausführungen in Kapitel 2.1).  

Artikel 22  Unternehmensführung und Organisation 
Der bisherige Absatz 3 wird in Artikel 45 Absatz 1 FinfraV überführt. Absatz 4 wird mit In-
krafttreten des FinfraG hinfällig und wird aufgehoben. 

Artikel 22a Verwaltungsrat, Geschäftsführung und Organisation 
Absatz 5 wird mit Inkrafttreten des FinfraG hinfällig und wird aufgehoben.  

Artikel 22b Dokumentation und Aufbewahrung 
Der bisherige Absatz 2 wird in Artikel 44 FinfraV überführt und aufgehoben. Absatz 3 wird 
mit Inkrafttreten des FinfraG hinfällig und wird aufgehoben. 

Artikel 23a Transparenz 
Die Transparenzpflicht gemäss bisherigem Absatz 1 Buchstabe f entfällt, da die entsprechen-
den inhaltlichen Anforderungen in Artikel 24b NBV zu Trennung und Übertragbarkeit aufge-
hoben werden. Die Transparenzpflicht gemäss Absatz 1 Buchstabe h ist neu in Artikel 19 
Buchstabe h FinfraV enthalten.  

Artikel 24b Trennung und Übertragbarkeit 
Der Artikel kann aufgehoben werden, weil die Regelungen in Artikel 54, Artikel 55 und Arti-
kel 69 FinfraG sowie Artikel 51 FinfraV überführt werden.  
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Artikel 25a Finalität 
Es werden terminologische Anpassungen vorgenommen, um die Konsistenz mit Artikel 62 
FinfraG und Artikel 66 Absatz 2 FinfraV zu gewährleisten. Zudem wird die Anforderung auf 
die Finalität von Zahlungen beschränkt. 

Artikel 25b Abwicklung wechselseitiger Verpflichtungen 
Die überarbeitete Formulierung des Artikels berücksichtigt, dass sich diese Anforderung auch 
an zentrale Gegenparteien richtet, welche selber keine Verpflichtungen abwickeln, sondern 
für die Abwicklung auf Effektenabwicklungssysteme und Zahlungssysteme zugreifen.   

Artikel 25c Zentralverwahrer 
Die Anforderungen der bisherigen Absätze 3 und 4 wurden in Artikel 62 Absatz 2 und Absatz 
3 FinfraG überführt. Zudem wird die Terminologie der NBV an das FinfraG bzw. die FinfraV 
angepasst.  

Artikel 27  Risikomanagement 
Zu den exemplarisch aufgeführten Risikokategorien werden die Geschäftsrisiken hinzugefügt. 
Damit wird sichergesellt, dass auch die Geschäftsrisiken im Konzept zur integrierten Identifi-
zierung, Messung, Steuerung und Überwachung der wesentlichen Risiken berücksichtigt wer-
den.  

Artikel 28a Sicherheiten 
Um Unklarheiten zu vermeiden, wird Absatz 3 präzisiert.  

Artikel 28c Berechnung der Einschusszahlungen einer zentralen Gegenpartei 
Die Absätze 1 und 2 werden an die Regelungen der EU angepasst (vgl. Delegierte Verord-
nung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf techni-
sche Regulierungsstandards für Anforderungen an zentrale Gegenparteien, Artikel 24 Absatz 
4 und Artikel 26 Absatz 4). Demzufolge kann eine zentrale Gegenpartei die Einschusszahlun-
gen für ausserbörslich gehandelte Derivate auf der Basis des gleichen Konfidenzintervalls 
bzw. der gleichen Liquidations- oder Absicherungsperiode wie für andere Finanzinstrumente 
berechnen, sofern die ausserbörslich gehandelten Derivate dieselben Risikomerkmale wie 
börsengehandelte Derivate aufweisen. Relevante Risikomerkmale von Derivaten sind bei-
spielsweise die Komplexität und der Umfang der Preisunsicherheiten sowie Risikoeigenschaf-
ten wie die Hebelwirkung, die Volatilität, die Duration, die Liquidität, eine nichtlineare Preis-
bildung, Jump-to-Default-Risiken und Korrelationsrisiken.  
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Artikel 29  Management der Liquiditätsrisiken 
Für die Definition liquider Mittel in Absatz 4 wird neu auf die Aufzählungen in der FinfraV 
verwiesen. Ebenso angepasst werden die Verweise in Absatz 5.  

Artikel 31  Allgemeine Geschäftsrisiken 
Die Verweise in Absatz 3 werden auf die relevanten Artikel 28 und 29 beschränkt.  

Artikel 32a Informationssicherheit 
Absatz 3 Buchstabe j wird dahingehend ergänzt, dass die Finanzmarktinfrastruktur auch Vor-
kehrungen treffen soll, um Fehler in der Verarbeitung und Störungen des Informationsverar-
beitungssystems zu beheben und eine Wiederholung zu vermeiden.  

Artikel 32d Auslagerung 
Neu ist in Anlehnung an das FinfraG von «wesentlichen Dienstleistungen» die Rede. Für die 
Definition einer wesentlichen Dienstleistung sind Artikel 11 Absatz 1 FinfraV und Artikel 12 
FinfraV sowie die entsprechenden Ausführungen im Erläuterungsbericht zur FinfraV heranzu-
ziehen.  

Artikel 34  Management der Risiken aus Verbindungen zwischen Finanzmarktinfra-
strukturen 
Artikel 34 Absatz 2 wird um zwei zusätzliche Anforderungen an Verbindungen zwischen 
Zentralverwahrern ergänzt. Erstens soll ein Zentralverwahrer täglich die bei ihm zwischenver-
wahrten Bestände mit denjenigen abgleichen, die er bei anderen Zentralverwahrern und De-
potstellen hält (Buchstabe d). Zweitens soll ein Zentralverwahrer es seinen Teilnehmern er-
möglichen, Geschäfte mit Teilnehmern von anderen Zentralverwahrern – sofern dies praktika-
bel ist – gemäss dem Prinzip «Lieferung gegen Zahlung» abzuwickeln (Buchstabe e). Diese 
Änderungen lehnen sich an Artikel 48 der Verordnung Nr. 909/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab-
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der 
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (CSD Regula-
tion, CSDR) an. Mit diesen Ergänzungen trägt die Nationalbank zur Äquivalenz des Schwei-
zer Rechts- und Regulierungsrahmens mit demjenigen der EU bei, was im Hinblick auf den 
Marktzugang in der EU und die Teilnahme an der Abwicklungsplattform TARGET2-Securi-
ties (T2S) im Interesse der Schweizer Zentralverwahrer ist.  

Artikel 35  Auskunftspflicht 
Terminologische Anpassung in Anlehnung an das FinfraG. 
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Artikel 36  Berichterstattungs- und Informationspflicht 
Die Präzisierung in Absatz 3 Buchstabe b berücksichtigt, dass auch Artikel 32b Informations-
sicherheitsziele festlegt. Zudem werden terminologische Anpassungen in Anlehnung an das 
FinfraG vorgenommen.  

Artikel 37  Prüfungen vor Ort  
Terminologische Anpassungen in Anlehnung an das FinfraG. 

Artikel 38  Verfahren bei Nichteinhalten der besonderen Anforderungen  
Die bisherigen Artikel 38 und 39 werden zusammengefasst. Der neue Artikel 38 regelt das 
Verfahren bei Nichteinhalten der besonderen Anforderungen. Das Verfahren zum Erlass von 
Verfügungen für die Bestimmung der systemisch bedeutsamen Finanzmarktinfrastrukturen 
und deren systemisch bedeutsamen Geschäftsprozesse ist in Artikel 19 NBV geregelt.  

Artikel 40  Kontrolle  
Der revidierte Artikel 22 Absatz 1 NBG verweist auf die Prüfung nach Artikel 24 Finanz-
marktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 2007. Damit wird klargestellt, dass die Prüfgesellschaften 
die Einhaltung der statistischen Auskunftspflicht und Mindestreservepflicht zeitlich mit der 
aufsichtsrechtlichen Prüfung abstimmen können bzw. sollen, um Doppelspurigkeiten zu ver-
meiden. Beim Bericht, den die SNB erhält, handelt es sich jedoch in Übereinstimmung mit 
der bisherigen Praxis um einen eigenständigen Bericht, welcher sowohl vom «Prüfbericht» im 
Rahmen der Aufsichtsprüfung als auch vom Rechnungsprüfungsbericht nach OR abzugrenzen 
ist. Absatz 1 und 2 verdeutlichen, dass die Prüfgesellschaften die verschiedenen Prüfungen 
zeitlich koordinieren können bzw. sollen, dass die Berichterstattung jedoch gesondert an die 
Nationalbank bzw. die zuständige Aufsichtsbehörde zu erfolgen hat. Die Benachrichtigung 
über Missstände gemäss dem letzten Satz von Artikel 22 Absatz 1 NBG ist sofort vorzuneh-
men (vgl. auch BBl 2002 6224).   

Artikel 41  Übergangsbestimmungen 
Die bestehende Übergangsbestimmung wird ersetzt. Da die Anforderungen gemäss FinfraG 
und FinfraV für Finanzmarktinfrastrukturen erst mit Eintreten der Rechtskraft der Bewilli-
gung durch die FINMA einzuhalten sind, sollen die bisherigen Anforderungen aus der beste-
henden NBV bis dahin in Kraft bleiben. Dies wird mit der neuen Übergangsbestimmung er-
reicht.  

Für Finanzmarktinfrastrukturen, die nicht durch die FINMA bewilligt und beaufsichtigt wer-
den, gelten die besonderen Anforderungen der revidierten NBV ab deren Inkrafttreten. Eine 
Übergangsfrist ist nicht erforderlich, da die bestehenden Anforderungen mit der Revision der 
NBV weder erweitert noch verschärft werden.  
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Anhang 
Die Aufzählung der auskunftspflichtigen Institute für die Erhebungen zu den Wertpapierbe-
ständen, zu den Wertpapierumsätzen und zur länderweisen Gliederung der Wertpapierbe-
stände (IMF Coordinated Portfolio Investment Survey) umfasst neu Zentralverwahrer und 
zentrale Gegenparteien, welche ansonsten nicht mehr dem Kreis der auskunftspflichtigen In-
stitute angehören würden. Damit bleibt der Kreis der auskunftspflichtigen Institute unverän-
dert.   
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